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SPRUCH 
 
Jedenfalls ist es besser, ein eckiges Etwas zu sein, als ein rundes Nichts. 
 
Christian Friedrich Hebbel; 1813 – 1863, deutscher Dramatiker und Lyriker 

 
 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  

Erschütterung des Beweiswerts einer Ar-
beitsunfähigkeitsbescheinigung 

Kündigt ein Arbeitnehmer sein Arbeitsverhältnis und 
wird er am Tag der Kündigung arbeitsunfähig krank-
geschrieben, kann dies den Beweiswert der Arbeitsun-
fähigkeitsbescheinigung (AU-Bescheinigung) insbe-
sondere dann erschüttern, wenn die bescheinigte Ar-
beitsunfähigkeit (AU) passgenau die Dauer der Kündi-
gungsfrist umfasst. 

Dieser Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts vom 
8.9.2021 lag der nachfolgende Sachverhalt zugrunde: 
Eine Arbeitnehmerin kündigte am 8.2.2019 zum 
22.2.2019 und legte ihrem Arbeitgeber eine auf den 
8.2.2019 datierte AU-Bescheinigung vor. Der Arbeit-
geber verweigerte die Entgeltfortzahlung mit der Be-
gründung, dass der Beweiswert der Bescheinigung er-
schüttert sei, weil diese genau die Restlaufzeit des Ar-
beitsverhältnisses nach der Eigenkündigung der Ar-
beitnehmerin abdecke. Diese hat demgegenüber gel-
tend gemacht, sie sei ordnungsgemäß krankgeschrie-
ben gewesen und habe vor einem Burnout gestanden. 

 

 
 



Eine AU-Bescheinigung ist das gesetzlich vorgesehene 
Beweismittel für das Vorliegen einer Arbeitsunfähig-
keit. Dessen Beweiswert kann der Arbeitgeber er-
schüttern, wenn er tatsächliche Umstände darlegt und 
ggf. beweist, die Anlass zu ernsthaften Zweifeln an 
der AU geben. Gelingt das dem Arbeitgeber, muss der 
Arbeitnehmer substantiiert darlegen und beweisen, 
dass er arbeitsunfähig war. Die Koinzidenz zwischen 
der Kündigung vom 8.2. zum 22.2.2019 und der am 
8.2. bis zum 22.2.2019 bescheinigten Arbeitsunfähig-
keit begründet einen ernsthaften Zweifel an der be-
scheinigten AU. 

 

Familienrecht/Erbrecht 
 

Erbschaft – Auskunftsanspruch beinhaltet 
keinen Anspruch auf Belegvorlage 

Der Pflichtteilsberechtigte hat im Rahmen des Aus-
kunftsanspruchs zu Pflichtteils- und Pflichtteilsergän-
zungsansprüchen grundsätzlich keinen Anspruch auf 
Vorlage von Belegen. Eine Pflicht zur Vorlegung von 
Belegen besteht ausnahmsweise dann, wenn ein Un-
ternehmen zum Nachlass gehört und die Beurteilung 
seines Wertes ohne Kenntnis insbesondere der Bilan-
zen und ähnlicher Unterlagen dem Pflichtteilsberech-
tigten nicht möglich wäre. 
Des Weiteren kann eine Vorlage von Belegen aus-
nahmsweise auch dann gefordert werden, wenn der 
Wert einzelner Nachlassgegenstände ungewiss und 
die Vorlage einzelner Unterlagen erforderlich ist, da-
mit der Pflichtteilsberechtigte den Wert der Gegen-
stände selbst abschätzen kann. 

 
 
 
 
 
 
 
 



Sonstiges 

Herkunftsnachweis bei Bar-Einzahlungen 
über 10.000 € 

Bei Bar-Einzahlungen von mehr als 10.000 € bei der 
Hausbank muss ein Nachweis über die Herkunft der 
Summe möglich sein. Bei einer anderen Bank als der 
Hausbank gilt die Regelung schon ab 2.500 €. Das gilt 
auch, wenn die Einzahlung gestückelt vorgenommen 
und dabei der Betrag von 10.000 € bzw. 2.500 € ins-
gesamt überschritten wird. Darunter fallen beispiels-
weise auch der Kauf von Edelmetallen wie Gold oder 
der Währungsumtausch. Bei regelmäßigen Einzahlun-
gen geht die Bank nicht von einer gestückelten Ein-
zahlung aus und verzichtet auf den Herkunftsnach-
weis. Allerdings wird technisch geprüft, ob sog. 
„Smurfing“ vorliegt. Dabei sollen Beträge, indem sie 
gestückelt eingezahlt werden, kleiner wirken als sie 
sind. Kann kein Herkunftsnachweis erbracht werden, 
muss die Bank das Geschäft unter Umständen ableh-
nen. 

Zum Nachweis der Herkunft dienen laut der Finanz-
dienstleistungsaufsicht Bafin z. B.: 

•    aktueller Kontoauszug bzgl. eines Kontos des Kun-
den bei einer anderen Bank oder Sparkasse, aus dem 
die Barauszahlung hervorgeht 

•    Quittungen von Barauszahlungen einer anderen 
Bank oder Sparkasse 

•    Sparbuch des Kunden, aus dem die Barauszahlung 
hervorgeht 

•    Verkaufs- und Rechnungsbelege (z. B. Belege zum 
Auto- oder Edelmetallverkauf) 

•    Quittungen über Sortengeschäfte 

•    letztwillige Verfügung, Testament, Erbschein oder 
ähnliche Erbnachweise 

•    Schenkungsverträge oder Schenkungsanzeigen 



Geschäftskunden sind i. d. R. nicht zur Erbringung ei-
nes Herkunftsnachweises verpflichtet, da sie häufiger 
größere Geldbeträge in bar bei der Bank einzahlen. 
Ein Nachweis kann nur nötig werden, wenn die Bar-
transaktion wesentlich vom übrigen Einzahlungsver-
halten abweicht.  
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